
Deutschlands Zivil- und 
Bevölkerungsschutz im Wandel

Die geopolitischen, klimatischen und technologischen 

Umbrüche der letzten Jahre haben die Schwächen 

des deutschen Zivil- und Bevölkerungsschutzes 

schonungslos offengelegt. Angesichts neuer 

Bedrohungen – vom russischen Angriffskrieg über 

Cyberangriffe bis zu Extremwetter und Pandemien – 

wird deutlich, dass Deutschlands Schutzsysteme 

grundlegend modernisiert werden müssen. 

Der Schutz der Bevölkerung ist längst keine 

technische Randaufgabe mehr, sondern ein 

zentraler Bestandteil nationaler Sicherheit 

und gesellschaftlicher Resilienz.

Zivilschutz – also der Schutz in kriegerischen Bedrohungslagen – liegt

verfassungsrechtlich beim Bund; der Bevölkerungsschutz – die Vorsorge bei

Naturkatastrophen, Pandemien oder technischen Unfällen – ist Aufgabe der

Länder. Doch in der Praxis verschwimmen die Grenzen, während die

Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen durch mangelnde

Abstimmung, unklare Zuständigkeiten und veraltete Technik erschwert wird.

Sirenen fehlen, digitale Warnsysteme funktionieren unzuverlässig, und die

Bevölkerung ist auf Krisen kaum vorbereitet.

Deutschland leidet unter jahrzehntelanger Vernachlässigung seines

Schutzsystems: veraltete Infrastruktur, unzureichende Vorratshaltung, fehlende

Koordination und eine gesunkene Selbstschutzkompetenz der Bürgerinnen und

Bürger. Die Flutkatastrophe im Ahrtal 2021 und die Corona-Pandemie haben diese

Mängel drastisch sichtbar gemacht. Gleichzeitig wachsen die Risiken durch den

Klimawandel, hybride Kriegsführung und geopolitische Eskalationen – Szenarien,

auf die die Republik strukturell kaum vorbereitet ist.

Erforderlich ist daher ein Paradigmenwechsel: weg von reaktiven

Einzelmaßnahmen, hin zu einer vorausschauenden Sicherheitsarchitektur. Das

Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) muss zu einer

nationalen Leitstelle mit klaren Weisungsbefugnissen ausgebaut werden. 



Einheitliche Datenstrukturen, ein zentrales Lagezentrum und abgestimmte
Notfallpläne sind ebenso nötig wie ein flächendeckendes, barrierefreies
Warnsystem, das Sirenen, Mobilfunk, soziale Medien und analoge Kanäle
kombiniert.

Zugleich braucht es eine Stärkung der zivilgesellschaftlichen Resilienz.

Krisenvorsorge muss Teil von Bildung, Alltag und Nachbarschaft werden – durch

Schulprogramme, öffentliche Übungen und gezielte Förderung des Ehrenamts.

Nur wenn Bürgerinnen und Bürger wissen, wie sie im Ernstfall handeln, kann der

Staat wirksam schützen. Auch der Schutz kritischer Infrastrukturen – Energie,

Wasser, Gesundheit, Kommunikation – muss systematisch überprüft und

modernisiert werden.

Zivil- und Bevölkerungsschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die

politischen Willen, dauerhafte Finanzierung und Vertrauen verlangt. Moderner

Schutz bedeutet mehr als Technik und Verwaltung: Er ist Ausdruck von Solidarität,

demokratischer Verantwortung und vorausschauender Politik. Ein wirksamer

Bevölkerungsschutz ist kein Luxus, sondern eine Investition in Sicherheit,

Stabilität und gesellschaftlichen Zusammenhalt – und verdient höchste Priorität

auf der politischen Agenda.


